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Erstes Buch. 
Harrbelsftand.

Erster Abschnitt.
Kaufleute.

1. Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer 

ein Handelsgewerbe betreibt.
Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der 

eine der nachstehend bezeichneten Arten von Geschäften 

zum Gegenstände hat:
1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von be­

weglichen Sachen (Waaren) oder Werthpapieren, 
ohne Unterschied, ob die Waaren unverändert oder 

nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter 

veräußert werden;
2. die Uebernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung 

von Waaren für Andere, sofern der Betrieb über 

den Umfang des Handwerks hinauSgeht;
3. die Uebernahme von Versicherungen gegen Prämie;
4. die Bankier- und Geldwechslergeschäfte;
5. die Uebernahme der Beförderung von Gütern 

oder Reisenden zur See, die Geschäfte der Fracht-

Handelsgesetzbuch. 1



2 Erste- Buch. Handel-stand. §§. 2, »

sührer oder der zur Beförderung von Personen 
zu Lande oder aus Binnengewässern bestimmten 
Anstalten sowie die Geschäfte der Schleppschissahrts- 
unternehmer;

6. die Geschäfte der Kommissionäre, der Spediteure 
oder der Lagerhalter;

7. die Geschäfte der Handlungsagenten oder der 
Handelsmäkler;

8. die Verlag-geschäfte sowie die sonstigen Geschäfte 
des Buch- oder KunsthandelS;

9. die Geschäfte der Druckereien, sofern ihr Betrieb 
über den Umfang deS Handwerks hinausgeht.

2. Ein gewerbliches Unternehmen, daS nach Art 
und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 
GeschästSbetrieb erfordert, gilt, auch wenn die Voraus­
setzungen deS §. 1 Abs. 2 nicht vorliegen, als Handels« 
gewerbe im Sinne dieses Gesetzbuchs, sofern die Firma 
deS Unternehmers in das Handelsregister eingetragen 
worden ist. Der Unternehmer ist verpflichtet, die Ein­
tragung nach den für die Eintragung kaufmännischer 
Firmen geltenden Vorschriften herbeizuführen.

8. Auf den Betrieb der Land- und Forstwirthschaft 
finden die Vorschriften der gg. 1, 2 keine Anwendung. 

Ist mit dem Betriebe der Land- oder Forftwirthschaft 
ein Unternehmen verbunden, daS nur ein Nebengewerbe 
deS land- oder forstwirthschaftlichen Betrieb- darstellt, 
so findet aus diese- der g. 2 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß der Unternehmer berechtigt, aber nicht verpflichtet



Erster Abschnitt. Lausteute. §§. 4, - 3

ist, die Eintragung in da- Handelsregister herbeizusühren; 
werden in dem Nebengewerbe Geschäfte der im §. 1 be­
zeichneten Art geschlossen, so gilt der Betrieb dessen­
ungeachtet nur dann als Handelsgewerbe, wenn der 
Unternehmer von der Befugnih, seine Firma gemäß §. 2 
in da- Handelsregister eintragen zu lassen, Gebrauch 
gemacht hat. Ist die Eintragung erfolgt, so findet eine 
Löschung der Firma nur nach den allgemeinen Vor­
schriften statt, welche für die Löschung kaufmännischer 
Firmen gelten.

4. Die Vorschriften über die Firmen, die Handel-, 
bücher und die Prokura finden auf Handwerker sowie 
auf Personen, deren Gewerbebetrieb nicht über den Um­
fang de- Kleingewerbes hinauSgeht, keine Anwendung. 

Durch eine Vereinigung zum Betrieb eines Gewerbe-, 
auf welches die bezeichneten Vorschriften keine Anwendung 
finden, kann eine offene Handelsgesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft nicht begründet werden.

Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen 
zu erlassen, durch welche die Grenze deS Kleingewerbes 
auf der Grundlage der nach dem Geschästsumsange be­
messenen Steuerpflicht oder in Ermangelung einer solchen 
Besteuerung nach anderen Merkmalen näher festgesetzt 
wird.

6. Ist eine Firma im Handelsregister eingetragen, 
so kann gegenüber demjenigen, welcher sich auf die Ein. 
tragung beruft, nicht geltend gemacht werden, daß da­
unter der Firma betriebene Gewerbe kein Handel-gewerbe 

1*



4 EcstcS Buch. HandelSstaud. §§. 6—9.

sei oder daß eS zu den im g. 4 Abs. 1 bezeichneten 
Betrieben gehöre.

6. Die in Betreff der Kaufleute gegebenen Vor­
schriften finden auch aus die Handelsgesellschaften An­
wendung.

Die Rechte und Pflichten eine- Vereins, dem das 
Gesetz ohne Rücksicht auf den Gegenstand deS Unter­
nehmens die Eigenschaft eines Kaufmann- beilegt, werden 
durch die Vorschrift deö §. 4 Abs. 1 nicht berührt.

7. Durch die Vorschriften deS öffentlichen Rechtes, 
nach welchen die Befugniß zum Gewerbebetrieb aus­
geschlossen oder von gewissen Voraussetzungen abhängig 
gemacht ist, wird die Anwendung der die Kaufleute 
betreffenden Vorschriften dieses Gesetzbuch- nicht berührt.

Zweiter Abschnitt. 
Handelsregister.

8. Da- Handelsregister wird von den Gerichten 
geführt.

9. Die Einsicht deS Handelsregister- sowie der zum 
Handelsregister eingereichten Schriftstücke ist Jedem ge­
stattet.

Von den Eintragungen kann eine Abschrift gefordert 
werden; da- Gleiche gilt in Ansehung der-um Handels­
register eingereichten Schriftstücke, sofern ein berechtigte-



Zweiter Abschnitt. Handelsregister. §§. 10—12. 5

Interesse glaubhaft gemacht wird. Die Abschrift ist auf 
Verlangen zu beglaubigen.

Da- Gericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung 
darüber zu ertheilen, daß bezüglich des Gegenstandes 
einer Eintragung weitere Eintragungen nicht vorhanden 
sind oder daß eine bestimmte Eintragung nicht erfolgt ist.

10. Das Gericht hat die Eintragungen in das 
Handelsregister durch den Deutschen Reichsanzeiger und 
durch mindestens ein anderes Blatt bekannt zu machen. 
Soweit nicht daS Gesetz ein Anderes vorschreibt, werden 
die Eintraguilgen ihrem ganzen Inhalte nach veröffentlicht.

Mit dem Ablaufe deS TageS, an welchem daS letzte 
der die Bekanntmachung enthaltenden Blätter erschienen 
ist, gilt die Bekanntmachung als erfolgt.

11. DaS Gericht hat jährlich im Dezember die 
Blätter zu bezeichnen, in denen während deS nächsten 
Jahres die im §. 10 vorgesehenen Veröffentlichungen er­
folgen sollen.

12. Die Anmeldungen zur Eintragung in daS 
Handelsregister sowie die zur Aufbewahrung bei dem 
Gerichte bestimmten Zeichnungen von Unterschriften sind 
persönlich bei dem Gerichte zu bewirken oder in öffentlich 
beglaubigter Form einzureichen.

Die gleiche Form ist für eine Vollmacht zur An­
meldung erforderlich. Rechtsnachfolger eine- Betheiligten 
haben die Rechtsnachfolge soweit thunlich durch öffent­
liche Urkunden nachzuweisen.



6 ErstcL Buch. Handclestand. §§. 13-15.

13. Soweit nicht in diesem Gesetzbuch ein Anderes 
vorgeschrieben ist, sind die Eintragungen in daS Handels­
register und die hierzu erforderlichen Anmeldungen und 
Zeichnungen von Unterschriften sowie die sonst vorge­
schriebenen Einreichungen zum Handelsregister bei jcbcm 
Registergericht, in dessen Bezirke der Inhaber der Firma 
eine Zweigniederlassung besitzt, in gleicher Weise wie bei 
dem Gerichte der Hauptniederlassung zu bewirken.

Eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweignieder­
lassung findet nicht statt, bevor nachgewiesen ist, daß 
die Eintragung bei dem Gerichte der Hauptniederlassung 
geschehen ist.

Diese Vorschriften kommen auch zur Anwendung, 
wenn sich die Hauptniederlassung im AuSlande befindet. 
Soweit nicht daS ausländische Recht eine Abweichung 
erforderlich macht, haben die Anmeldungen, Zeichnungen 
und Eintragungen bei dem Gerichte der Zweignieder­
lassung in gleicher Weise zu geschehen, wie wenn stch 
die Hauptniederlassung im Jnlande befände.

14. Wer verpflichtet ist, eine Anmeldung, eine Zeich­
nung der Unterschrift oder eine Einreichung von Schrift­
stücken zum Handelsregister vorzunehmen, ist hierzu von 
dem Registergerichte durch Ordnungsstrafen anzuhalten. 
Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert 
Mark nicht übersteigen.

15. Solange eine in da- Handelsregister einzutragende 
Thatsache nicht eingetragen und bekannt gemacht ist, 
kann sie von demjenigen, in dessen Angelegenheiten sie



Zweiter Abschnitt. HaadelSre-lster. tz.iL 7

einzutragen war, einem Dritten nicht entgegengesetzt 
werden, e- sei denn, daß sie diesem bekannt war.

Ist die Thatsache eingetragen und bekannt gemacht 
worden, so muß ein Dritter sie gegen sich gelten lassen, 
eS sei denn, daß er sie weder kannte noch kennen mußte. 

Kür den GeschästSverkehr mit einer in daS Handels­
register eingetragenen Zweigniederlassung ist im Sinne 
dieser Vorschriften die Eintragung und Bekanntmachung 
durch daS Gericht der Zweigniederlassung entscheidend.

16. Ist durch eine rechtskräftige oder vollstreckbare 
Entscheidung deS Prozeßgerichts die Verpflichtung zur 
Mitwirkung bei einer Anmeldung zum Handelsregister 
oder ein Recht-verhältniß, bezüglich besten eine Eintragung 
zu erfolgen hat, gegen einen von mehreren bei der Vor­
nahme der Anmeldung vetheiligten festgestellt, so genügt 
zur Eintragung die Anmeldung der übrigen Betheiligten. 
Wird die Entscheidung, auf Grund deren die Eintragung 
erfolgt ist, aufgehoben, so ist dieS aus Antrag eine- der 
Betheiligten in daS Handelsregister einzutragen. 

Ist durch eine rechtskräftige oder vollstreckbare Ent­
scheidung de- Prozeßgerichts die Vornahme einer Ein- 
tragung für unzulässig erklärt, so darf die Eintragung 
nicht gegen den Widerspruch desjenigen erfolgen, welcher 
die Entscheidung erwirkt hat.



8 Erste» Buch. Handelsstaud. §§. 17-19.

Dritter Abschnitt.
Handelsfirma.

17. Die Firma eine- Kaufmanns ist der Name, 
unter dem er im Handel seine Geschäfte betreibt und die 
Unterschrift abgiebt.

Ein Kaufmann kann unter seiner Firma klagen und 
verklagt werden.

18. Ein Kaufmann, der sein Geschäft ohne Gesell­
schafter oder nur mit einem stillen Gesellschafter betreibt, 
hat seinen Familiennamen mit mindestens einem aus­
geschriebenen Dornamen als Firma zu führen.

Der Firma darf kein Zusatz beigefügt werden, der 
ein Gesellschaft-verhältniß andeutet oder sonst geeignet ist, 
eine Täuschung über die Art oder den Umfang deS Ge­
schäfts oder die Derhältniffe des Geschäftsinhaber- herbei­
zuführen. Zusätze, die zur Unterscheidung der Person 
oder deS Geschäft- dienen, find gestattet.

19. Die Firma einer offenen Handelsgesellschaft hat 
dm Namen wenigstens eines der Gesellschafter mit einem 
daS Vorhandensein einer Gesellschaft andeutenden Zusatz 
oder die Namen aller Gesellschafter zu enthalten.

Die Firma einer Kommanditgesellschaft hat den Namm 
wenigsten- eines persönlich hastenden Gesellschafter- mit 
einem daS Vorhandensein einer Gesellschaft andeutenden 
Zusätze zu enthalten.

Die Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich. 
Die Namen anderer Personen als der persönlich hasten-



Dritter Abschnitt. Handelsfirma. §§. 20—22. 9

den Gesellschafter dürfen in die Firma einer offenen 
Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft nicht 
ausgenommen werden.

20. Die Firma einer Aktiengesellschaft sowie die 
Firma einer Kommanditgesellschaft auf Aktien ist in der 
Regel von dem Gegenstände deS Unternehmens zu ent­
lehnen ; die erstere Firma hat außerdem die Bezeichnung 
„Aktiengesellschaft", die letztere Firma die Bezeichnung 
„Kommanditgesellschaft auf Aktien" zu enthalten.

21. Wird ohne eine Aenderung der Person der 
Name deS Geschäftsinhabers oder der in der Firma ent­
haltene Name eines Gesellschafters geändert, so kann die 
bisherige Firma fortgeführt werden.

22. Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Leben­
den oder von TodeSwegen erwirbt, darf für daS Geschäft 
die bisherige Firma mit oder ohne Beifügung eine- das 
Nachfolgeverhältniß andeutenden Zusatzes fortführen, wenn 
der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die 
Fortführung der Firma ausdrücklich willigen. Die Ver­
pflichtung einer Aktiengesellschaft oder einer Kommandit­
gesellschaft auf Aktien, die im §. 20 vorgeschriebene Be­
zeichnung in ihre Firma aufzunehmen, wird hierdurch 
nicht berührt.

Wird ein Handelsgeschäft auf Grund eineS Nießbrauchs, 
eine- Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnisse- 
übernommen, so finden diese Vorschriften entsprechende 
Anwendung.



10 Erste- Buch. Handel-stand. §§. 23—26.

28. Die Firma kann nicht ohne das Handelsgeschäft, 
für welches sie geführt wird, veräußert werden.

24. Wird Jemand in ein bestehendes Handelsgeschäft 
alS Gesellschafter ausgenommen oder tritt ein neuer Ge­
sellschafter in eine Handelsgesellschaft ein oder scheidet auS 
einer solchen ein Gesellschafter auS, so kann ungeachtet 
dieser Veränderung die bisherige Firma sortgeführt werden.

Bei dem Ausscheiden eines Gesellschafters, dessen Name 
in der Firma enthalten ist, bedarf eS zur Fortführung 
der Firma der ausdrücklichen Einwilligung deS Gesell­
schafters oder seiner Erben.

25. Wer ein unter Lebenden erworbene- Handels­
geschäft unter der bisherigen Firma mit oder ohne Bei­
fügung eine- das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zu­
satzes fortführt, haftet für alle im Betriebe deS Geschäfts 
begründeten Verbindlichkeiten deS früheren Inhabers. Die 
in dem Betriebe begründeten Forderungen gelten den 
Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber überge­
gangen, fall- der bisherige Inhaber oder seine Erben in 
die Fortführung der Firma gewilligt haben.

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten 
gegenüber nur wirksam, wenn sie in daS Handelsregister 
eingetragen und bekannt gemacht oder von dem Erwerber 
oder dem Veräußerer dem Dritten mitgetheilt worden ist. 

Wird die Firma nicht sortgeführt, so hastet der Er­
werber eines Handelsgeschäfts für die früheren Geschäfts­
verbindlichkeiten nur, wenn ein besonderer VerpslichtungS- 
grund vorliegt, insbesondere wenn die Uebernahme der



Dritter Abschnitt. HaudelSsirnra. §§. 26, 27. H 

Verbindlichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Er- 
werber bekannt gemacht worden ist.

26. Ist der Erwerber deS Handelsgeschäfts auf 
(tirunb der Fortführung der Firma oder auf Grund der 
im §. 25 Abs. 3 bezeichneten Bekanntmachung für die 
früheren Geschäftsvetbindlichkeiten haftbar, (o verjähren 
die Ansprüche der Gläubiger gegen den früheren Inhaber 
mit dem Ablaufe von fünf Jahren, falls nicht nach den 
allgemeinen Vorschriften die Verjährung schon früher 
eintritt.

Die Verjährung beginnt im Falle deS §. 25 Abs. 1 
mit dem Ende deS TageS, an welchem der neue Inhaber 
der Firma in daS Handelsregister deS Gerichts der Haupt- 
niederlassnng eingetragen worden ist, im Falle deS g. 25 
Abs. 3 mit dem Ende deS TageS, an welchem die Kund­
machung der Uebernahme stattgefunden hat. Konnte der 
Gläubiger die Leistung erst in einem späteren Zeitpunkte 
verlangen, so beginnt die Verjährung mit diesem Zeit­
punkte.

27. Wird ein zu einem N achlasse gehörendes Handels­
geschäft von dem Erben fortgeführt, so finden aus die 
Haftung deS Erben für die früheren Geschäftsverbindlich - 
leiten die Vorschriften des §. 25 entsprechende Anwendung.

Die unbeschränkte Haftung nach §. 25 Abs. 1 tritt 
nicht ein, wenn die Fortführung deS Geschäfts vor dem 
Ablaufe von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in welchem 
der Erbe von dem Anfälle der Erbs chaft Kenntniß erlangt 
hat, eingestellt wird. Auf den Lauf der Frist finden die



12 Erstes Buch. Handel-stand. §§. 28—50.

für die Verjährung geltenden Vorschriften deS §. 206 deS 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Ist 
bei dem Ablaufe der drei Monate daS Recht zur Aus­
schlagung der Erbschaft noch nicht verloren, so endigt die 
Frist nicht vor dem Ablaufe der Ausschlagungsfrist.

28. Tritt Jemand als persönlich hastender Gesell­
schafter ober als Kommanditist in das Geschäft eines 
Einzelkaufmanns ein, so haftet die Gesellschaft, auch wenn 
sie die frühere Firma iticht sortführt, für alle im Betriebe 
des Geschäfts entstandenen Verbindlichkeiten deS früheren 
Geschäftsinhabers. Die in dem Betriebe begründeten 
Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber alS auf 
die Gesellschaft übergegangen.

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegen­
über nur wirksam, wenn sie in das Handelsregister ein­
getragen und bekannt gemacht oder von einem Gesell­
schafter dem Dritten mitgetheilt worden ist.

29. Jeder Kaufmann ist verpflichtet, seine Firma 
und den Ort seiner Handelsniederlassung bei dem Gericht, 
in dessen Bezirke sich die Niederlassung befindet, zur Ein­
tragung in daS Handelsregister anzumelden; er hat seine 
Firma zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

80. Jede neue Firma muß sich von allen an dem­
selben Orte oder in derselben Gemeinde bereit- bestehenden 
und in daS Handelsregister eingetragenen Firmen deutlich 
unterscheiden.

Hat ein Kaufmann mit einem bereits eingetragenen 
Kaufmanne die gleichen Vornamen und beit gleichen



Familiennamen und will auch er sich dieser Namen als 
seiner Firma bedienen, so muß er der Firma einen Zusatz 
beifügen, durch den sie sich von der bereits eingetragenen 
Firma deutlich unterscheidet.

Besteht an dem Orte oder in der Gemeinde, wo eine 
Zweigniederlassung errichtet wird, bereit- eine gleiche ein­
getragene Firma, so muß der Firma für die Zweignieder­
lassung ein der Vorschrift deS Abs. 2 entsprechender Zu­
satz beigesügt werden.

Durch die Landesregierungen kann bestimmt werden, 
daß benachbarte Orte oder Gemeinden als ein Ort oder 
als eine Gemeinde im Sinne dieser Vorschriften anzu­
sehen sind.

81. Eine Aenderung der Firma oder ihrer Inhaber 
sowie die Verlegung der Niederlassung an einen anderen 
Ort ist nach den Vorschriften deS §. 29 zur Eintragung 
in das Handelsregister anzumelden.

Das Gleiche gilt, wenn die Firma erlischt. Kann die 
Anmeldung deS Erlöschens einer eingetragenen Firma 
durch die hierzu Verpflichteten nicht aus dem im §. 14 
bezeichneten Wege herbeigeführt werden, so hat daS Gericht 
das Erlöschen von AmtSwegen einzutragen.

82; Wird über das Vermögen eines Kaufmanns der 
Konkurs eröffnet, so ist dieS von AmtSwegen in daS 
Handelsregister einzutragen. Das Gleiche gilt von der 
Aufhebung deS EröfsnungSbeschlusseS sowie von der Ein­
stellung und Aufhebung deS Konkurses. Eine öffentliche 
Bekanntmachung der Eintragungen findet nicht statt. Die 
Vorschriften de- 8- bleiben außer Anwendung.
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88. Eine juristische Person, deren Eintragung in 
daS Handelsregister mit Rücksicht aus den Gegenstand 
oder auf die Art und den Umfang ihres Gewerbebetriebs 
zu erfolgen hat, ist von sämmtlichen Mitgliedern deS 
Vorstandes zur Eintragung anzumelden.

Der Anmeldung sind die Satzung der juristische»! 
Person und die Urkunden über die Bestellung deS Vor­
standes in Urschrift oder in öffentlich beglaubigter Ab­
schrift beizusügen. Bei der Anmeldung zum Handels­
register einer Zweigniederlassung bedarf eS der Beifügung 
der Urkunden über die Bestellung des Vorstandes nicht. 

Bei der Eintragung sind die Firma und der Sitz 
der juristischen Person, der Gegenstand des Unternehmens 
und die Mitglieder deS Vorstandes anzugeben. Besondere 
Bestimmungen der Satzung über die Besugniß deS Vor­
standes zur Vertretung der juristischen Person oder über 
die Zeitdauer deS Unternehmens sind gleichfalls einzu­
tragen.

84. Jede Aenderung der nach §. 33 Abs. 3 einzu­
tragenden Thatsachen oder der Satzung, die Auslosung 
der juristischen Person, falls sie nicht die Folge der Er­
öffnung deS Konkurses ist, sowie die Personen der Liqui­
datoren und die besonderen Bestimmungen über ihre 
DertretungSbefugniß sind zur Eintragung in daS Handels­
register auzumelden.

Bei der Eintragung einer Aenderung der Satzung 
genügt, soweit nicht die Aenderung die im §. 33 Abs. 3 
bezeichneten Angaben betrifft, die Bezugnahme auf die 
bei dem Gericht eingereichten Urkunden über die Aenderung.
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Die Anmeldung hat durch den Borstand oder, sofern 
Oie Eintragung erst nach der Anmeldung der ersten 
Liquidatoren geschehen soll, durch die Liquidatoren zu 
erfolgen.

Die Eintragung gerichtlich bestellter Vorstandsmit­
glieder oder Liquidatoren geschieht von Amt-wegen. 

Im Falle deS Konkurse- finden die Vorschriften de- 
§. 32 Anwendung.

85. Die Mitglieder deS Vorstandes und die Liqui­
datoren einer juristischen Person haben ihre Unterschrift 
zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

86. Ein Unternehmen de- Reichs, eines VundeS- 
staats oder eines inländischen Kommunalverbandes braucht 
nicht in da- Handelsregister eingetragen zu werden. Er­
folgt die Anmeldung, so ist die Eintragung auf die An­
gabe der Firma sowie deS Sitzes und deS Gegenstandes 
deS Unternehmens zu beschränken.

87. Wer eine nach den Vorschriften dieses Abschnitts 
ihm nicht zustehende Firma gebraucht, ist von dem Register­
gerichte zur Unterlassung deS Gebrauchs der Firma 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten. Die Höhe der 
Strafen bestimmt sich nach §. 14 Satz 2.

Wer in seinen Rechten dadurch verletzt wird, daß 
ein Anderer eine Firma unbefugt gebraucht, kann von 
diesem die Unterlassung deS Gebrauchs der Firma ver­
langen. Ein nach sonstigen Vorschriften begründeter 
Anspruch auf Schadensersatz bleibt unberührt.
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Vierter Abschnitt.
Handelsbücher.

86. Jkdrr Kaufmann ist verpflichtet, Bücher zu 
fuhren und In diesen seine Handelsgeschäfte und 
Lage seine- Vermögen- nach den Grundsätzen ordnungs­
mäßiger Buchführung ersichtlich zu machen.

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder Abdruck) 
der abgesendeten Handelsbriefe zurückzubehalten und diese 
Abschriften sowie die empfangenen Handelsbriefe geordnet 
aufzubewahren.

SS. Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne seine- 
Handel-gewerbe- seine Grundstücke, seine Forderungen 
und Schulden, den Betrag seine- baaren Gelde- und 
seine sonstigen Vermögen-gegenstände genau zu ver­
zeichnen, dabei den Werth der einzelnen BermögenS- 
gegenstände anzugeben und einen da- Verhältniß de- 
vermögen- und der Schulden darstellenden Abschluß zu 
machen.

Er hat demnächst für den Schluß eine- jeden Ge­
schäftsjahr- ein solche- Inventar und eine solche Bilanz 
auszustellen; die Dauer de- Geschäftsjahre- darf zwölf 
Monate nicht überschreiten. Die Aufstellung de- Inventars 
und der Bilanz ist innerhalb der einem ordnungsmäßigen 
Geschäftsgang entsprechenden Zeit zu bewirken.

Hat der Kaufmann ein Waarenlager, bei dem nach 
der Beschaffenheit de- Geschäft- die Aufnahme de- In­
ventar- nicht füglich in jedem Jahre geschehen kann, so
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genügt e-, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Ver­
pflichtung zur jährlichen Aufstellung der Bilanz wird 

hierdurch nicht berührt.

40. Die Bilanz ist in Reich-währung aufzustellen. 
Bei der Ausstellung deS Inventar- und der Bilanz

find sämmtliche Vermögen-gegenstände und Schulden 
nach dem Werthe anzusetzen, der ihnen in dem Zeit­
punkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung statt­
findet.

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahr, 
scheinlichen Werthe anzusetzen, uneinbringliche Forderungen 
abzuschreiben.

41. Da- Inventar und die Bilanz sind von dem 
Kaufmanne zu unterzeichnen. Sind mehrere persönlich 
hastende Gesellschafter vorhanden, so haben sie alle zu 

unterzeichnen.
DaS Inventar und die Bilanz können in ein dazu 

bestimmte- Buch eingeschrieben oder jedesmal besonder­
ausgestellt werden. Im letzteren Falle sind sie zu 
sammeln und in zusammenhängender Reihenfolge geordnet 
aufzubewahren.

42. Unberührt bleibt bei einem Unternehmen de- 
ReichS, eine- BundeSstaatS oder eine- inländischen 
KommunalverbandeS die Befugniß der Verwaltung, die 
RechnungSabschlüffe in einer von den Vorschriften der 
§§. 39 bi- 41 abweichenden Weise vorzunehmen.

48. Bei der Führung der Handel-bücher und bei 
den sonst erforderlichen Auszeichnungen hat sich der 

Handelsgesetzbuch. 2
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Kaufmann einer lebenden Sprache und der Schriftzeichen 
einer solchen zu bedienen.

Die Bucher sollen gebunden und Blatt für Blatt 
oder Seite für Seite mit fortlaufenden Zahlen ver­
sehen sein.

An Stellen, die der Regel nach zu beschreiben sind, 
dürfen keine leeren Zwischenräume gelassen werden. Der 
ursprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht mittelst 
Durchstreichens oder auf andere Weise unleserlich gemacht, 
eS darf nicht- radirt, auch dürfen solche Veränderungen 
nicht vorgenommen werden, deren Beschafsenheit eS un­
gewiß läßt, ob sie bei der ursprünglichen Eintragung 
oder erst später gemacht worden sind.

44. Die Kaufleute find verpflichtet, ihre Handels­
bücher biß zum Ablaufe von zehn Zähren, von dem 
Tage der darin vorgenommenen letzten Eintragung an 
gerechnet, aufzubewahren.

Dasselbe gilt in Ansehung der empfangenen Handels­
briefe und der Abschriften der abgesendeten HandelSbriese 
sowie in Ansehung der Inventare und Bilanzen.

45. Im Laufe eineS Rechtsstreits kann daS Gericht 
auf Antrag oder von AmtSwegen die Vorlegung der 
Handelsbücher einer Partei anordnen.

Die Dorschrijtm der Eivilprozeßordnung über die 
Verpflichtung der Prozeßgegners zur Vorlegung von 
Urkunden bleiben unberührt.

46. Werden in einem Rechtsstreite Handelsbücher 
vorgelegt, so ist von ihrem Inhalte, soweit er den Streit-
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punkt betrifft, unter Zuziehung der Parteien Einsicht zu 
nehmen und geeignetenfalls ein AuSzug zu fertigen. Der 
übrige Inhalt der Bücher ist dem Gericht insoweit offen 
zu legen, als eS zur Prüfung ihrer ordnungsmäßigen 
Führung nothwendig ist.

47. Bei DermögenSauSeinandersetzungen, insbe­
sondere in ErbschaftS-, Gütergemeinschaft-- und Ge- 
sellschastStheilungSsachen, kann da- Gericht die Vorlegung 
der Handel-bücher zur Kenntnißnahme von ihrem ganzen 
Inhalt anordnen.

Muster Abschnitt.

Prokura und Handlungsvollmacht.
48. Die Prokura kann nur von dem Inhaber deS 

Handelsgeschäfts oder seinem gesetzlichen Vertreter und 
nur mittelst ausdrücklicher Erklärung ertheilt werden.

Die Ertheilung kann an mehrere Personen gemein­
schaftlich erfolgen (Gesammtprokura).

49. Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von 
gerichtlichen und außergerichtlichen Geschäften und RechtS- 
handlungen, die der Betrieb eines HandelSgewerbeS mit 
sich bringt.

Zur Veräußerung und Belastung von Grundstück« 
ist der Prokurist nur ermächtigt, wenn ihm diese Ve- 
fugniß besonders ertheilt ist.
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60. Eine Beschränkung deS Umfange- der Prokura 
ist Dritten gegenüber unwirksam.

DieS gilt insbesondere von der Beschränkung, daß 
die Prokura nur für gewisse Geschäfte oder gewisse 
Arten von Geschäften oder nur unter gewissen Um­
ständen oder für eine gewisse Zeit oder an einzelnen 
Orten auSgeübt werden soll.

Eine Beschränkung der Prokura auf den Betrieb 
einer von mehreren Niederlassungen deS Geschäftsinhabers 
ist Dritten gegenüber nur wirksam, wenn die Nieder­
lassungen unter verschiedenen Firmen betrieben werden. 
Eine Verschiedenheit der Firmen im Sinne dieser Vor­
schrift wird auch dadurch begründet, daß für eine Zweig­
niederlassung der Firma ein Zusatz beigesügt wird, der 
sie alS Firma der Zweigniederlasiung bezeichnet.

61. Der Prokurist hat in der Weise zu zeichnen, 
daß er der Firma seinen Namen mit einem die Prokura 
andeutenden Zusatz« beifügt.

62. Die Prokura ist ohne Rücksicht auf da- der Er- 
theilung zu Grunde liegende RechtSverhälmiß jederzeit 
widerruflich, unbeschadet deS Anspruchs auf die ver­
tragsmäßige Vergütung.

Die Prokura ist nicht übertragbar.
Die Prokura erlischt nicht durch den Tod de- In­

habers deS Handelsgeschäfts.
68. Die Ertheilung der Prokura ist von dem In­

haber deS Handelsgeschäfts zur Eintragung in daS 
Handelsregister anzumelden. Ist die Prokura als
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Gesammtprokura ertheilt, so muß auch die- zur Em- 
tragung angemeldet werden.

Der Prokurist hat die Firma nebst seiner NamenS- 
unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu 
zeichnen.

DaS Erlöschen der Prokura ist in gleicher Weise wie 
die Ertheilung zur Eintragung anzumelden. 

64. Ist Jemand ohne Ertheilung der Prokura zum 
Betrieb eine- HandelSgewerbeS oder zur Vornahme 
einer bestimmten zu einem Handel-gewerbe gehörigen 
Art von Geschäften oder zur Vornahme einzelner zu 
einem Handel-gewerbe gehöriger Geschäfte ermächtigt, so 
erstreckt sich die Vollmacht (Handlungsvollmacht) auf 
alle Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb 
eine- derartigen Handel-gewerbe- oder die Vornahme 
derartiger Geschäfte gewöhnlich mit sich bringt.

Zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, 
zur Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, zur Auf­
nahme von Darlehen und zur Prozeßsührung ist der 
Handlungsbevollmächtigte nur ermächtigt, wenn ihm 
eine solche Vefugniß besonders ertheilt ist. 

Sonstige Beschränkungen der Handlungsvollmacht 
braucht ein Dritter nur dann gegen sich gelten zu lasten, 
wenn er sie kannte oder kennen mußte.

66. Die Vorschriften de- §. 54 finden auch auf 
Handlungsbevollmächtigte Anwendung, die al-Handlungs­
reisende zur Dornckhme von Geschäften an Orten ver­
wendet werden, an denen sich eine Niederlassung de- 
Geschäftsinhaber- nicht befindet.
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Die Reisenden gelten insbesondere für ermächtigt, 
den Kaufpreis auS den von ihnen abgeschlossenen Ver­
käufen einzuziehen und dafür ZahlungSsristen -u be­
willigen.

Die Anzeige von Mängeln einer Waare, die Er­
klärung, daß eine Waare zur Verfügung gestellt werde, 
sowie andere Erklärungen solcher Art können dem an­
wesenden Reisenden gegenüber abgegeben werden.

66. Wer in einem Laden oder in einem ojsenen 
Waarenlager angestellt ist, gilt al- ermächtigt zu Ver­
käufen und Empfangnahmen, die in einem derartigen 
Laden oder Waarenlager gewöhnlich geschehen.

57. Der Handlungsbevollmächtigte hat sich bei der 
Zeichnung jede- eine Prokura andeutenden Zusatzes zu 
enthalten; er hat mit einem daS Vollmacht-verhältniß 
ausdrückenden Zusatze zu zeichnen.

58. Der Handlungsbevollmächtigte kann ohne Zu­
stimmung des Inhaber- deS Handelsgeschäfts seine 
Handlungsvollmacht auf einen Anderen nicht übertragen.

Sechster Abschnitt.

Handlung-gehülfen und Handlung-lehrlinge.
59. Wer in einem Handelsgewerbe zur Leistung 

kaufmännischer Dienste gegen Entgelt angestellt ist 
(HandlungSgehülfe), hat, soweit nicht besondere Verein­
barungen über die Art und den Umfang seiner Dienst-
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leistungen oder über die ihm zukommende Vergütung 
getroffen find, die dem Ort-gebrauch entsprechenden 
Dienste zu leisten sowie die dem Ort-gebrauch ent­
sprechende Vergütung zu beanspruchen. In Ermangelung 
eine- Ort-gebrauch- gelten die den Umständen nach an­
gemessenen Leistungen al- vereinbart.

60. Der Handlung-gehülfe darf ohne Einwilligung 
de- Prinzipal- weder ein Handel-gewerbe betreiben noch 
in dem Handelszweige de- Prinzipal- für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte machen.

Die Einwilligung zum Betrieb eine- Handel-gewerbe- 
gilt al- ertheilt, wenn dem Prinzipal bei der Anstellung 
deß Gehülfen bekannt ist, daß er da- Gewerbe betreibt, 
und der Prinzipal die Aufgabe de- Betrieb- nicht aus­
drücklich vereinbart.

61. Verletzt der Handlung-gehülfe die ihm nach 
§. 60 obliegende Verpflichtung, so kann der Prinzipal 
Schadensersatz fordern; er kann statt dessen verlangm, 
daß der Handlung-gehülfe die für eigene Rechnung ge­
machten Geschäfte al- für Rechnung de- Prinzipals ein­
gegangen gelten lasse und die au- Geschäften für fremde 
Rechnung bezogene Vergütung herau-gebe oder seinen 
Anspruch auf die Vergütung abtrete.

Die Ansprüche verjähren in drei Monaten von dem 
Zeitpunkt an, in welchem der Prinzipal Kenntniß von 
dem Abschlüsse de- Geschäft- erlangt; sie verjähren ohne 
Rückficht auf diese Kenntniß in fünf Jahren von dem 
Abschlüsse de- Geschäft- an.
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62. Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume 
und die für den Geschäftsbetrieb bestimmten Vorrichtungen 
und Geräthschasten so einzurichten und zu unterhalten, 
auch den Geschäftsbetrieb und die Arbeit-zeit so zu regeln, 
daß der HandlungSgehülfe gegen eine Gefährdung seiner 
Gesundheit, soweit die Natur deS Betriebs eS gestattet, 
geschützt und die Aufrechterhaltung der guten Sitten und 
deS Anstandes gesichert ist.

Ist der HandlungSgehülfe in die häusliche Gemein­
schaft ausgenommen, so hat der Prinzipal in Ansehung 
de- Wohn- und SchlafraumS, der Verpflegung sowie der 
ArbeitS« und ErholungSzeit diejenigen Einrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die 
Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion deS Hand- 
lungSgehülfen erforderlich sind.

Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung deS Lebens 
und der Gesundheit deS Handlung-gehülfen obliegenden 
Verpflichtungen nicht, so finden auf seine Verpflichtung 

zum Schadensersätze die für unerlaubte Handlungen 
geltenden Vorschriften der §§ 842 bis 846 deS Bürger­
lichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen 
können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder 
beschränkt werden.

68. Wird der HandlungSgehülfe durch unverschul­
detes Unglück an der Leistung der Dienste verhindert, 
so behalt er seinen Anspruch auf Gehalt und Unterhalt, 
jedoch nicht über die Dauer von sechs Wochen hinaus.
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Der Handlung-gehülfe ist nicht verpflichtet, sich den 

Vetrag anrechnen zu lassen, der ihm für die Zeit der 
Verhinderung au- einer Kranken- oder Unfallversicherung 

zukommt. Eine Vereinbarung, welche dieser Vorschrift 
-uwiderläuft, ist nichtig.

64. Die Zahlung deS dem Handlung-gehülfen zu­
kommenden Gehalt- hat am Schlüsse jede- Monat- zu 

erfolgen. Eine Vereinbarung, nach der die Zahlung de- 
Gehalt- später erfolgen soll, ist nichtig.

65. Ist bedungen, daß der Handlung-gehülfe für 

Geschäfte, die von ihm geschlossen oder vermittelt werden, 
Provision erhalten solle, so finden die für die Handlungs­

agenten geltenden Vorschriften de- §. 88 und de- §. 91 

Satz 1 Anwendung.

66. Da- Dienstverhältniß zwischen dem Prinzipal 

und dem Handlung-gehülfen kann, wenn e- für unbe­
stimmte Zeit eingegangen ist, von jedem Theile für den 

Schluß eineß Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden.

67. Mrd durch Vertrag eine kürzere oder längere 

Kündigungsfrist bedungen, so muß sie für beide Theile 

gleich sein; sie darf nicht weniger al- einen Monat be­

tragen.
Die Kündigung kann nur für den Schluß eines 

Kalendermonat- zugelassen werden.
Die Vorschriften de- Abs. 1 finden auch in dem Falle 

Anwendung, wenn da- Dienstverhältniß für bestimmte
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Zeit mit der Vereinbarung eingegangen wird, daß eS in 
Ermangelung einer vor dem Abläufe der Vertrag-zeit 
erfolgten Kündigung als verlängert gelten soll.

Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften zuwider­
läuft, ist nichtig.

68. Die Vorschriften des §. 67 finden keine An­
wendung, wenn der HandlungSgehülfe einen Gehalt von 
mindestens fünftausend Mark für daS Jahr bezieht.

Sie bleiben ferner außer Anwendung, wenn der 
Handlungsgehülfe für eine außereuropäische Handels, 
Niederlassung angenommen ist und nach dem Vertrage 
der Prinzipal für den Fall, daß er daü Dienstverhältniß 
kündigt, die Kosten der Rückreise deS HandlungSgehülfe»» 
zu tragen hat.

69. Wird ein HandlungSgehülfe nur zu vorüber­
gehender LuShülfe angenommen, so finden die Vorschriften 
deS §. 67 keine Anwendung, eS sei denn, daß das Dienst­
verhältniß über die Zeit von drei Monaten hinaus fort­
gesetzt wird. Die Kündigungsfrist muß jedoch auch hi 
einem solchen Falle für beide Theile gleich sein.

70. DaS Dienstverhaltniß kann von jedem Theile 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Ver­
halten deS anderen Theiles veranlaßt, so ist dieser zum 
Ersätze deS durch die Aufhebung deS Dienstverhältnisses 
entstehenden Schadens verpflichtet.
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71. AIS ein wichtiger Grund, der den Handlung-- 
gehülfeu zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungs­
frist berechtigt, ist eS, sofern nicht besondere Umstände 
eine andere Beurtheilung rechtfertigen, namentlich anzu­
sehen :

1. wenn der HandlungSgehülfe zur Fortsetzung seiner 
Dienste unfähig wird;

2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebühren­
den Unterhalt nicht gewährt;

3. wenn der Prinzipal den ihm nach §. 62 obliegenden 
Verpflichtungen nachzukommen verweigert;

4. wenn sich der Prinzipal Thätlichkeiten, erhebliche 
Ehrverletzungen ober unsittliche Zumuthungen gegen 
den HandlungSgehülfen zu Schulden kommen läßt 
oder eS verweigert, den HandlungSgehülfen gegen 
solche Handlungen eines anderen Angestellten oder 
eines Familienangehörigen des Prinzipals zu schützen.

72. AIS ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur 
Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist be­
rechtigt, ist eS. sofern nicht besondere Umstände eine andere 
Beurtheilung rechtfertigen, namentlich anzusehen:

1. wenn der HandlungSgehülfe im Dienste untreu ist 
oder daS Vertrauen mißbraucht oder die ihm nach 
g. 60 obliegende Verpflichtung verletzt;

2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen 
nach erheblichen Zeit unbefugt verläßt oder sich be­
harrlich weigert, seinen Dienstverpflichtungen nach­
zukommen;
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3. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine 
längere Freiheitsstrafe oder Abwesenheit oder durch 
eine die Zeit von acht Wochen übersteigende mili­
tärische Dienstleistung an der Verrichtung seiner 
Dienste verhindert wird;

4. wenn er sich Thätlichkeiten oder erhebliche Ehrver» 
letzungen gegen den Prinzipal oder dessen Vertreter 
zu Schulden kommen laßt.

Erfolgt die Kündigung, weil der HandlungLgehüls« 
durch unverschuldetes Unglück längere Zeit an der Ver- 
richtung seiner Dienste verhindert ist, so wird dadurch 
der im §. 63 bezeichnete Anspruch deS Gehülfen nicht 
berührt.

78. Bei der Beendigung deS Dienstverhältnisses kann 
der HandlungSgehülfe ein schriftliche- Zeugniß über die Art 
und Dauer der Beschäftigung fordern. Da- Zeugniß ist 
auf verlangen deS Handlung-gehülfen auch auf die 
Führung und die Leistungen au-zudehnen.

Aus Antrag deS Handlung-gehülfen hat die OrtS- 
Polizeibehörde da- Zeugniß kosten- und stempelfrei zu be­
glaubigen.

74. Eine Vereinbarung -wischen dem Prinzipal und 
dem Handlung-gehülfen, durch welche dieser für die Zeit 
nach der Beendigung de- Dienstverhältnisse- in seiner ge­
werblichen Thätigkeit beschränkt wird, ist für den Hand­
lung-gehülfen nur insoweit verbindlich, al- die Be­
schränkung nach Zeit, Ort und Gegenstand nicht die 
Grenzen überschreitet, durch welche eine unbillige Er-
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fchwerung deS gortfommenl de- HandlungSgehülfen auB* 
geschlossen wird.

Die Beschränkung kann nicht auf einen Zeitraum von 
mehr als drei Jahren von der Beendigung deS Dienst­
verhältnisses an erstreckt werden.

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der HandlungS- 
gehülfe zur Zeit deS Abschlusses minderjährig ist.

76. Giebt der Prinzipal durch vertragswidriges Ver­
halten dem HandlungSgehülfen Grund, daS Dienstver­
hältniß gemäß den Vorschriften der §§. 70, 71 aufzu­
lösen, so kann er auS einer Vereinbarung der im §. 74 
bezeichneten Art Ansprüche nicht geltend machen. DaS 
Gleiche gilt, wenn der Prinzipal daS Dienstverhältniß 
kündigt, eS fei denn, daß für die Kündigung ein erheb­
licher Anlaß vorliegt, den er nicht verschuldet hat, oder 
daß während der Dauer der Beschränkung dem Hand­
lungSgehülfen daS zuletzt von ihm bezogene Gehalt fort­
gezahlt wird.

Hat der HandlungSgehülse für den Fall, daß er die 
In der Vereinbarung übernommene Verpflichtung nicht 
erfüllt, eine Strafe versprochen, so kann der Prinzipal 
nur die verwirkte Strafe verlangen; der Anspruch auf 
Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist 
auSgeschlosien. Die Vorschriften deS Bürgerlichen Gesetz­
buchs über die Herabsetzung einer unverhältnißmäßig 
hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt. 

Vereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwider» 
laufen, find nichtig.
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76. Die Vorschriften der §§. 60 bis 63,74, 75 finden 
auch auf Handlungslehrlinge Anwendung.

Der Lehrherr ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dah 
der Lehrling in den bei dem Betriebe deS Geschäfts vor­
kommenden kaufmännischen Arbeiten unterwiesen wird; 
er hat die Ausbildung deS Lehrlinge- entweder selbst oder 
durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Ver­
treter zu leiten. Die Unterweisung hat in der durch den 
Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und AuS- 
dehnung zu geschehen.

Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Aus­
bildung erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Ver­
wendung zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen; 
auch hat er ihm die zum Besuche deS Gottesdienstes an 
Sonntagen und Festtagen erforderliche Zeit und Ge­
legenheit zu gewähren. Er hat den Lehrling zur Arbeit­
samkeit und zu guten Sitten anzuhalten.

In Betreff der Verpflichtung des Lehrherrn, dem 
Lehrlinge die -um Besuch einer Fortbildungsschule er­
forderliche Zeit zu gewahren, bewmdet eS bei den Vor­
schriften deS §. 120 der Gewerbeordnung.

77 Die Dauer der Lehrzeit bestimmt fich nach dem 
Lchrvertrag, in Ermangelung vertragsmäßiger Festsetzung 
nach den örtlichen Verordnungen oder dem OrtSgebrauche. 

DaS Lehrverhältniß kann, sofern nicht eine längere 
Probezeit vereinbart ist, während deS ersten MonatS nach 
dem Beginne der Lehrzeit ohne Einhaltung einer Kün­
digungsfrist gekündigt werden. Eine Vereinbarung, nach
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der die Probezeit mehr att drei Monate betragen soll, 
ist nichtig.

Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die 
Kündigung deS Lehrverhältnisses die Vorschriften der 
S§* 70 bis 72 Anwendung. Als ein wichtiger Grund 
zur Kündigung durch den Lehrling ist eS insbesondere 
auch anzusehen, wenn der Lehrherr seine Verpflichtungen 
gegen den Lehrling in einer dessen Gesundheit, Sittlich­
keit oder Ausbildung gefährdenden Weise vernachlässigt. 

Im Falle deS Tode- des Lehrherm kann da- Lehr- 
verhaltniß innerhalb eines MonatS ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden.

78. Wird von dem gesetzlichen Vertreter deS Lehr, 
livgS oder, sofern dieser volljährig ist, von ihm selbst 
dem Lehrherrn die schriftliche Erklärung abgegeben, daß 
der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder zu einem 
anderen Beruf übergehen werde, so endigt, wenn nicht 
der Lehrling früher entlassen wird, daS Lehrverhältniß 
nach dem Ablauf eine- MonatS.

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zu­
wider vor dem Ablaufe von neun Monaten nach der 
Beendigung deS LehrverhältniffeS in ein andere- Geschäft 
als Handlung-lehrling oder al- Handlungsgehülfe ein, 
so ist er dem Lehrherrn zum Ersätze de- diesem durch die 
Beendigung deS LehrverhältnisieS entstandenen Schaden­
verpflichtet. Mit ihm hastet al- Gesammtschuldner der 
neue Lehrherr oder Prinzipal, sofern er von dem Sach­
verhalte Kenntniß hatte.
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79. Ansprüche wegen unbefugten Austritts auS der 
Lehre kann der Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend 
machen, wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen ist.

80. Bei der Beendigung deS LehrverhaltnisseS hat der 
Lehrherr dem Lehrling ein schriftliches Zeugniß über die 
Dauer der Lehrzeit und die wahrend dieser erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten s owie über sein Betragen auS- 
zustellen.

Auf Antrag deS Lehrlinge- hat die OrtSpolizeibehörde 
daS Zeugniß soften- und stempelfrei zu beglaubigen.

81. Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen 
Ehrmrechte sind, dürfen Handlung-lehrlinge weder halten 
noch sich mit der Anleitung von Handlung-lehrlingen 
befasien. Der Lehrherr darf solche Personen zur An­
leitung von Handlungslehrlingen nicht verwenden.

Die Entlassung von HandlungSlehrlingen, welche 
diesem Verbote zuwider beschäftigt »erben, kann von der 
Polizeibehörde erzwungen werden.

82. Wer die ihm nach §. 62 Abs. 1, 2 oder nach 
g. 76 Abs. 2, 3 dem Lehrlinge gegenüber obliegenden 
Pflichten in einer dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder 
Ausbildung gesährdmdm Weise verletzt, wird mit Geld­
strafe bi- zu einhundertfünfzig Mark bestraft.

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher entgegen 
der Vorschrift bet §. 81 Handlungslehrlinge hält, oufc 
bildet oder auSbilden läßt.



88. Hinsichtlich der Personen, welche in dem Betrieb 
eine- Handel-gewerbe- andere als kaufmännische Dienste 
leisten, bewendet er bei den für daS Arbeit-verhältniß 
dieser Personen geltenden Vorschriften.

Siebenter Abschnitt.
Handlungsagenten.

84. Wer, ohne als HandlungSgehülfe angestellt zu 
sein, ständig damit betraut ist, für daS Handelsgewerbe 
eine- Anderen Geschäfte zu vermitteln oder im Namen 
deS Anderen abzuschließen (Handlung-agent), hat bet 
seinen Verrichtungen da- Interesse deS Geschäft-herrn 
mit der Sorgfalt eine- ordentlichen Kaufmann- wahr­
zunehmen.

Er ist verpflichtet, dem Geschäft-Herrn die erforder­
lichen Nachrichten zu geben, namentlich ihm von jedem 
Geschäftsabschluß unverzüglich Anzeige zu machen.

86. Hat ein Handlung-agent, der nur mit der Ber­
mittelung von Gesckäften betraut ist, ein Geschäft im 
Namen deS Geschäft-herrn mit einem Dritten abgeschlossen, 
so gilt eS als von dem Geschäft-herrn genehmigt, wenn 
dieser nicht unverzüglich, nachdem er von dem Abschlüsse 
Kenntniß erlangt hat, dem Dritten gegenüber erklärt, 
daß er da- Geschäft ablehne.

86. Zur Annahme von Zahlungen für den Ge- 
schaftsherrn sowie zur nachträglichen Bewilligung von 

Handel-gcsctzbuch. 3
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Zahlung-ftisten ist der Handlung-agent nur befugt, wenn 
ihm die Ermächtigung dazu besonder- ertheilt ist. 

Die Anzeige von Mängeln einer Waare, die Er­
klärung, daß eine Waare zur Verfügung gestellt werde, 
sowie andere Erklärungen solcher Art können dem 
Handlung-agenten gegenüber abgegeben werden.

87. Ist der Handlung-agent al- Handlung-reisender 
thätig, so finden die Vorschriften de- §. 55 Anwendung.

88. Soweit nicht über die dem Handlung-agenten 
zu gewährende Vergütung ein Andere- vereinbart ist, 
gebührt ihm eine Provision für jede- zur Ausführung 
gelangte Geschäft, welche- durch seine Thätigkeit zu 
Stande gekommen ist. Besteht die Thätigkeit de- 
Handlung-agenten in der Vermittelung oder Abschlirßung 
von Verkäufen, so ist im Zweifel der Allspruch auf die 
Provision erst nach dem Eingänge der Zahlung und nur 
nach dem Verhältnisse de- eingegangenen Betrag- er­
worben.

Ist die Ausführung eine- Geschäft- in Folge de- 
Verhalten- de- Geschäft-herrn ganz oder theilweise unter­
blieben, ohlie daß hierfür wichtige Gründe in der Person 
desjenigen vorlagen, mit welchem da- Geschäft abge- 
schlofien ist, so hat der Handlung-agent die volle Pro­
vision zu beanspruchen.

Ist die Höhe der Provision nicht bestimmt, so ist die 
übliche Provision zu entrichten.

Die Abrechnung über die zu zahlenden Provisionen 
findet, soweit nicht ein Andere- vereinbart ist, am Schlüsse 
eine- jeden Kalenderhalbjahr- statt.
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89. Ist der Handlung-agent ausdrücklich für einen 
bestimmten Bezirk bestellt, so gebührt ihm die Provision 
im Zweifel auch für solche Geschäfte, welche in dem Be­
zirk ohne seine Mitwirkung durch den Geschäft-herrn 
oder für diesen geschlossen sind.

90. Für die im regelmäßigen Geschäftsbetrieb ent­
standenen Kosten und Auslagen kann der Handlungs­
agent in Ermangelung einer entgegenstehenden Verein­
barung oder eine- abweichenden Handel-gebrauch- Ersatz 
nicht verlangen.

91. Der Handlung-agent kann bei der Abrechnung 
mit dem Geschäft-herrn die Mittheilung eine- Buch- 
auSzugS über die durch seine Thätigkeit zu Stande ge­
kommenen Geschäfte fordern. Da- gleiche Recht steht 
ihm in Ansehung solcher Geschäfte zu, für die ihm nach 
§. 89 die Provision gebührt.

92. Da- Vertrag-verhältniß zwischen dem Ge­
schäft-herrn und dem Handlung-agenten kann, wenn eS 
für unbestimmte Zeit eingegangen ist, von jedem Theile 
für den Schluß eine- Kalendervierteljahrs unter Ein­
haltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen ge­
kündigt werden.

Da- Vertrag-verhältniß kann von jedem Theile ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt «erden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt.
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Achter Abschnitt.

Handelsmäkler.
98. Wer gewerbsmäßig für andere Personen, ohne 

von ihnen aus Grund eine- DertragSverhäitnisseS ständig 
damit betraut zu sein, die Vermittelung von Verträgen 
über Anschaffung oder Veräußerung von Waaren oder 
Werthpapieren, über Versicherungen, Güterbeförderungen, 
Bodmerei, Schifssmiethe oder sonstige Gegenstände deS 
Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte und Pflichten 
eine- Handel-mäkler-.

Auf die Vermittelung anderer al- der bezeichneten 
Geschäfte, insbesondere auf die Vermittelung von Ge­
schäften über unbewegliche Sachen, finden, auch wenn 
die Vermittelung durch einen HandelLmäkler erfolgt, die 
Vorschriften diese- Abschnitt- keine Anwendung.

94. Der Handelsmäkler hat, sofern nicht die Par­
teien ihm dieS erlassen oder der Ort-gebrauch mit Rück­
sicht aus die Gattung der Waare davon entbindet, un­
verzüglich nach dem Abschluffe deS Geschäft- jeder Partei 
eine von ihm unterzeichnete Schlußnote zuzustellen, welche 
die Parteien, den Gegenstand und die Bedingungen deS 
Geschäft-, insbesondere bei Verkäufen von Waaren oder 
Werthpapieren deren Gattung und Menge sowie den 
Preis und die Zeit der Lieferung, enthält.

Bei Geschäften, die nicht sofort erfüllt werden sollen, 
ist die Schlußnote den Parteien zu ihrer Unterschrift zu- 
zustellen und jeder Partei die von der anderen unter­
schriebene Schlußnote zu übersenden.
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Verweigert eine Partei die Annahme oder Unterschrift 
der Schlußnote, so hat der Handel-mäkler davon der 
anderen Partei unverzüglich Anzeige zu machen.

96. Nimmt eine Partei eine Schlußnote an, in 
der sich der Handel-mäkler die Bezeichnung der anderen 
Partei vorbehalten hat, so ist sie an da- Geschäft mit 
der Partei, welche ihr nachträglich bezeichnet wird, ge­
bunden, e- sei denn, daß gegen diese begründete Ein­
wendungen zu erheben sind.

Die Bezeichnung der anderen Partei hat innerhalb 
der ortsüblichen Frist, in Ermangelung einer solchen 
innerhalb einer den Umständen nach angemessenen Frist 
zu erfolgen.

Unterbleibt die Bezeichnung oder find gegen die be­
zeichnete Person oder Firma begründete Einwendungen 
zu erheben, so ist die Partei befugt, den Handel-mäkler 
auf die Erfüllung de- Geschäft- in Anspruch zu nehmen. 
Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn sich die Partei 
aus die Aufforderung de- Handel-mäkler- nicht unver­
züglich darüber erklärt, ob sie Erfüllung verlange.

96. Der Handel-mäkler hat, sofern nicht die Par­
teien ihm die- erlassen oder der OnSgebrauch mit Rück­
sicht auf die Gattung der Waare davon entbindet, von 
jeder durch seine Vermittelung nach Probe verkauften 
Waare die Probe, fall- sie ihm übergeben ist, so lange 
aufzubewahren, bi- die Waare ohne Einwendung gegen 
ihre Beschaffenheit angenommen oder da- Geschäft in 
anderer Weise erledigt wird. Er hat die Probe durch 
ein Zeichm kenntlich zu machen.
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97. Der Handelimäkler gilt nicht all ermächtigt, 
eine Zahlung ober eine andere im Vertrage bedungene 
Leistung in Empfang zu nehmen.

98. Der Handelimäkler haftet jeder der beiden 
Parteien für den durch sein Verschulden entstehenden 
Schaden.

99. Ist unter den Parteien nicht! darüber vereinbart, 
wer den Maklerlohn bezahlen soll, so ist er in Er­
mangelung eine! abweichenden Ortigebrauch! von jeder 
Partei zur Halste zu entrichten.

100. Der Handelimäkler ist verpflichtet, ein Tage» 
buch zu führen und in diese! alle abgeschlossenen Ge­
schäfte täglich einzutragen. Die Eintragungen find nach 
der Zeitsolge zu bewirken; sie haben die im §. 94 Abs. 1 
bezeichneten Angaben zu enthalten. Da! Eingetragene 
ist von dem Handellmäkler täglich zu unterzeichnen.

Die Vorschriften der §§. 43, 44 über die Einrichtung 
und Aufbewahrung der Handellbücher finden auf da! 
Tagebuch bei Handelimäkler! Anwendung.

101. Der Handelimäkler ist verpflichtet, den Parteien 
jederzeit auf Verlangen Auszüge au! dem Tagebuche zu 
geben, die von ihm unterzeichnet find und Alle! ent­
halten, wa! von ihm in Ansehung bei vermittelten 
Geschäft! eingetragen ist.

102. Im Laufe eine! Rechtsstreit! kann da! Gericht 
auch ohne Antrag einer Partei die Vorlegung des Tage­
buch! anordnm, um es mit der Schlußnote, den Au!« 
zügen oder anderen Veweiimitteln zu vergleichen.
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108. Handelsmäkler, die den Vorschriften über die 
Führung und Aufbewahrung deS Tagebuchs zuwider­
handeln, werden mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark 
bestraft.

104. Aus Personen, welche die Vermittelung von 
WaarengeschLsten im Kleinverkehre besorgen, finden die 
Vorschriften über Schlußnoten und Tagebücher keine 
Anwendung.



Zweites Buch. 
Handelsgesellschafter» «nd Ville 

Gesellschaft.

Erster Abschnitt. 
Offene Handelsgesellschaft.

Erster Titel. 
Errichtung der Gesellschaft.

106. Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb 
eine- Handel-gewerbe- unter gemeinschaftlicher Firnia 
gerichtet ist, ist eine offene Handelsgesellschaft, wenn bei 
keinem der Gesellschafter die Haftung gegenüber den 
Gesellschaft-gläubigern beschrankt ist.

Auf die offene Handelsgesellschaft finden, soweit nicht 
in diesem Abschnitt ein Andere- vorgeschrieben ist, die 
Vorschriften de- Bürgerlichen Gesetzbuch- über die Ge­
sellschaft Anwendung.

106. Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dessm 
Bezirke sie ihren Sitz hat, zur Eintragung in da- Handels­
register anzumelden.
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Die Anmeldung hat zu enthalten:
1. den Namen, Dornamen, Stand und Wohnort 

jede- Gesellschafter-;
2. die Firma der Gesellschaft und den Ort, wo sie 

ihren Siy hat;
3. den Zeitpunkt, mit welchem die Gesellschaft ta 

gönnen hat.

107. Wird die Firma einer Gesellschaft geändert 
oder der Sitz der Gesellschaft an einen anderen Ort ver- 
legt oder tritt ein neuer Gesellschafter in die Gesellschaft 
ein, so ist die- ebenfalls znr Eintragung in da- Handels­
register anzumelden.

108. Die Anmeldungen find von sämmtlichm Gesell­
schaftern zu bewirken.

Die Gesellschafter, welche die Gesellschaft vertreten 
sollen, haben die Firma nebst ihrer NamenSunterschrist 
zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

Zweiter Titel. 

Recht-verhältniß der Gesellschafter unter einander.

109. Da- Rechtsverhältniß der Gesellschafter unter 
einander richtet fich zunächst nach dem Gesellschafts­
verträge; die Vorschriften der §§. HO bi- 122 finden 
nur insoweit Anwendung, al- nicht durch den Gesellschafts­
vertrag ein Andere- bestimmt ist.

110. Macht der Gesellschafter in den GesellschaftS- 
angelegmheitm Aufwendungen, die er den Umständen
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nach für erforderlich halten darf, oder erleidet er un­
mittelbar durch feine Geschäftsführung oder au» Ge­
fahren, die mit ihr untrennbar verbunden sind, Verluste, 
so ist ihm die Gesellschaft zum Ersätze verpflichtet. 

AufgewendeteS Geld hat die Gesellschaft von der 
Zeit der Auswendung an zu verzinsen.

111. Ein Gesellschafter, der seine Geldeinlage nicht 
zur rechten Zeit einzahlt oder eingenommene- Gesellschafts­
geld nicht zur rechten Zeit an die GesellschaftSkasse ab­
liefert oder unbefugt Geld auS der GesellschaflSkasse für 
sich entnimmt, hat Zinsen von dem Lage an zu entrichten, 
an welchem die Zahlung oder die Ablieferung hatte ge­
schehen sollen oder die Herausnahme des Gelde- erfolgt ist.

Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist 
nicht ausgeschlossen.

112. Ein Gesellschafter darf ohne Einwilligung der 
anderen Gesellschafter weder in dem Handelszweige der 
Gesellschaft Geschäfte machen noch an einer anderen 
gleichartigen Handelsgesellschaft alS persönlich haftender 
Gesellschafter Theil nehmen.

Die Einwilligung zur Theilnahme an einer anderen 
Gesellschaft gilt als ertheilt, wenn den übrigen Gesell, 
schastern bei Eingehung der Gesellschaft bekannt ist, dah 
der Gesellschafter an einer anderen Gesellschaft alS per­
sönlich hastender Gesellschafter Theil nimmt, und gleich­
wohl die Aufgabe dieser Betheiligung nicht ausdrücklich 
bedungen wird.

112. verletzt ein Gesellschafter die ihm nach -.112


